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LEGAL UPDATE GESELLSCHAFTSRECHT 

München, 16. Mai 2025 

Gesellschaftsrechtliche Vorhaben im  

Koalitionsvertrag der 21. Legislaturperiode  

Dr. Daniel Rubner 

Die Regierungskoalition aus CDU, CSU und 

SPD hat am 5. Mai 2025 den Koalitionsvertrag 

für die 21. Legislaturperiode mit dem Titel „Ver-

antwortung für Deutschland“ unterschrieben. In 

diesem Legal Update werden die dort vorgese-

henen wesentlichen Neuerungen für das Unter-

nehmens- und insbesondere das Gesellschafts-

recht dargestellt. Zentrale Anliegen der neuen 

Koalition in diesen Bereichen sind die Digitali-

sierung und der Bürokratieabbau. 

Zu den arbeitsrechtlichen Vorhaben im Koaliti-

onsvertrag vgl. unser Legal Update vom 6. Mai 

2025. 

Unternehmensgründungen 

Unternehmensgründungen sollen in mehrfacher 

Hinsicht vereinfacht werden (Zeilen 100 ff. des 

Koalitionsvertrags): Die Möglichkeit digitaler 

Beurkundungsprozesse soll ausgeweitet wer-

den. Der automatische Datenaustausch zwi-

schen Notariat, Finanzamt und Gewerbeamt 

soll ermöglicht werden. Zudem plant die Koali-

tion die Schaffung eines „vollständigen One-

Stop-Shop“, der alle Anträge und Behörden-

gänge auf einer Plattform digital bündelt und 

eine Unternehmensgründung innerhalb von 24 

Stunden ermöglichen soll.  

Die im Wahlprogramm der CDU enthaltene For-

derung nach einer „Gründerschutzzone“ hat es 

insoweit in den Koalitionsvertrag geschafft, als 

deren Schaffung zumindest geprüft werden soll. 

Was es mit dieser „Gründerschutzzone“ auf sich 

hat, ist freilich unklar. Im Wahlprogramm der 

CDU heißt es dazu lediglich, dass Gründer in 

der Startphase weitgehend von bürokratischen 

Vorschriften befreit werden sollen. 

Gesellschaft mit gebundenem Vermögen 

Das bereits im Koalitionsvertrag der Ampelre-

gierung enthaltene Projekt einer „Gesellschaft 

mit gebundenem Vermögen“ hat es auch in den 

Koalitionsvertrag der schwarz-roten Koalition 

geschafft (Zeilen 2815 ff.). Merkmale dieser 

Rechtsform sind demnach die unabänderliche 

Vermögensbindung und die Teilhabe nach mit-

gliedschaftlicher Logik ohne steuerliche Privile-

gierungen oder Diskriminierungen. Die dahin-

terstehende Idee kann dahingehend zusam-

mengefasst werden, dass Gewinne, die norma-

lerweise durch Dividendenrechte und einen 

durch Verkauf realisierbaren erhöhten Unter-

nehmenswert von den Gesellschaftern verein-

nahmt werden können, langfristig im Unterneh-

men gebunden sind. 

Dies soll Unternehmen vom Druck kurzfristiger 

Renditemaximierung befreien. Die neue 
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Rechtsform soll Gestaltungen wie die gGmbH o-

der die Stiftung nicht ersetzen, sondern neben 

sie treten (vgl. ausführlich Sanders ZRP 2020, 

140).  

Vertreter der Wissenschaft haben verschiedene 

Gesetzentwürfe zur Einführung einer Gesell-

schaft mit gebundenem Vermögen vorgelegt – 

zuletzt 2024 (Sanders/Dauner-

Lieb/Kempny/Möslein/Neitzel/Teichmann, Ge-

setz zur Einführung einer Gesellschaft mit ge-

bundenem Vermögen, 2024). Der Koalitionsver-

trag enthält aber keine Aussage zu der Frage, 

inwieweit sich die neue Bundesregierung an 

diesem Entwurf orientieren will. Auch fehlt eine 

Aussage dazu, weshalb es überhaupt ein prak-

tisches Bedürfnis für eine solche neue Rechts-

form geben soll (zur Kritik an dem Vorhaben vgl. 

nur Habersack, GmbHR 2020, 992).  

Genossenschaftsrecht 

Ohne jede inhaltliche Konkretisierung kündigt 

der Koalitionsvertrag zudem eine „Modernisie-

rung des Genossenschaftsrechts“ an (Zeile 

2816).  

Beschlussmängelrecht 

Zum Beschlussmängelrecht heißt es: „Wir refor-

mieren das aktienrechtliche Beschlussmängel-

recht zur Stärkung der Rechtssicherheit und 

Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandor-

tes Deutschland und dämmen dabei Miss-

brauchsmöglichkeiten ein“ (Zeilen 2811 ff.). 

Konkrete Vorhaben werden auch hier nicht ge-

nannt.  

Jedoch hat die CDU/CSU-Fraktion bereits Ende 

2023 konkrete Vorschläge unterbreitet (BT-Drs. 

20/9734). 

Dazu gehört insbesondere eine Einschränkung 

des Prinzips, wonach Anfechtungsklagen im Er-

folgsfall zur rückwirkenden Unwirksamkeit des 

Hauptversammlungsbeschlusses führen. Zu-

gleich soll der eigenständige Nichtigkeitstatbe-

stand (§ 241 AktG) eingeschränkt und präzisiert 

werden. Die Dauer des gerichtlichen Verfahrens 

soll beschränkt werden. Schließlich soll insge-

samt ein einheitliches, rechtsformübergreifen-

des Beschlussmängelrecht angestrebt werden.   

Bürokratieabbau 

Im Rahmen eines sog. Sofortprogramms für den 

Bürokratieabbau (Zeilen 1904 ff.) sollen, insbe-

sondere für kleinere und mittlere Unternehmen, 

Verpflichtungen zur Bestellung von Betriebsbe-

auftragten abgeschafft und der Schulungs-, 

Weiterbildungs- und Dokumentationsaufwand 

signifikant reduziert werden. 

Abschaffung des LkSG 

Darüber hinaus soll das nationale Lieferketten-

sorgfaltspflichtengesetz (LkSG) abgeschafft 

werden – freilich nicht ersatzlos. An seine Stelle 

soll vielmehr ein Gesetz über die internationale 

Unternehmensverantwortung treten, das die 

Europäische Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) 

„bürokratiearm und vollzugsfreundlich umsetzt“ . 

Die Berichtspflicht nach dem LkSG soll „unmit-

telbar abgeschafft“ werden und „entfällt kom-

plett“. Die geltenden gesetzlichen Sorgfalts-

pflichten sollen bis zum Inkrafttreten des neuen 

Gesetzes, „mit Ausnahme von massiven Men-

schenrechtsverletzungen“, nicht sanktioniert 

werden (Zeilen 1909 ff.). 
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Eine rasche Abschaffung des LkSG ist sicher-

lich zu begrüßen. Eine massive Entlastung dür-

fen die Unternehmen jedoch nicht ohne weite-

res erwarten, da auch die CSDDD in ihrer der-

zeitigen Fassung erhebliche Anforderungen 

enthält, die teilweise sogar noch über das LKSG 

hinausgehen (vgl. dazu Rubner/Schidlo, NJW-

Spezial 2024, 399).  

Allerdings plant die Europäische Kommission 

im Rahmen des „Omnibus“-Prozesses, auch die 

CSDDD inhaltlich zu verschlanken und die Um-

setzungsfrist zu verlängern. Das von der Kom-

mission vorgelegte „Omnibus I-Paket“ vom 26. 

Februar 2025 (https://commission.eu-

ropa.eu/publications/omnibus-i_en) findet die 

ausdrückliche Unterstützung des Koalitionsver-

trags, „um die umfangreichen Vorgaben zum In-

halt der EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung 

insbesondere für die mittelständische Wirt-

schaft deutlich zu reduzieren und zeitlich zu ver-

schieben“ (Zeilen 1914 ff.). 

Frauen in Führungspositionen 

Im Widerspruch zur angestrebten Entbürokrati-

sierung stehen die Vorhaben betreffend die 

Stärkung von Frauen in Führungspositionen. So 

sollen Verstöße gegen die Vorgaben zu Zielgrö-

ßen – sei es durch das Fehlen von Zielgrößen 

oder Fristen oder durch unzureichende Begrün-

dungen bei einer Zielgröße von Null – künftig 

„konsequent und spürbar sanktioniert werden“ 

(Zeilen 3238 ff.).  

Dies dürfte insbesondere die von mitbestimm-

ten Gesellschaften festzulegenden Zielgrößen 

zum Frauenanteil in den beiden Führungsebe-

nen unterhalb der Geschäftsführung bzw. des 

Vorstands betreffen. Bisher sehen § 36 GmbHG 

und § 76 Abs. 4 AktG insoweit nämlich keine 

spezifischen Sanktionen vor. Zwar ist aner-

kannt, dass ein Verstoß gegen die Pflicht zur 

Festlegung von Zielgrößen einen Pflichtenver-

stoß der Geschäftsführung bzw. des Vorstands 

darstellt, der eine Verweigerung der Entlastung 

nach sich ziehen kann. Eine Schadensersatz-

pflicht wird sich allerdings de lege lata kaum je-

mals begründen lassen – schon mangels Scha-

den. 

Fazit 

Manche Vorhaben der schwarz-roten Koalition 

stehen eher im Widerspruch zum angestrebten 

Bürokratieabbau (Verschärfung der Sanktionen 

zur Frauenquote), bei anderen erschließt sich 

ihre Notwendigkeit nicht auf den ersten Blick 

(Einführung einer Gesellschaft mit gebundenem 

Vermögen). Begrüßenswert sind hingegen die 

geplanten Erleichterungen bei der Unterneh-

mensgründung und die Abschaffung des LkSG. 

Gleiches gilt für eine Reform des Beschluss-

mängelrechts, weil und sofern sie auf eine Ein-

schränkung der Missbrauchsmöglichkeiten 

zielt.  

 

 



 

4 

Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetz en. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Dr. Daniel Rubner unter +49 89 3090667-63 oder 

DRubner@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlec htsidentitäten ab, damit dieser Text besser lesbar ist, 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  

Unsere Standorte 
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